
Kantonsratsbeschluss
Vom 16. Dezember 2009 

Nr. SGB 181/2009

Standesinitiative: Massnahmen gegen die Raserei, 1. Anpassung Strafrahmen von Art.
117 StGB, 2. Gesetzliche Grundlage für die Meldung von Sicherungsentzügen an die
Polizei
                                                                                                                                                       

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung vom
18. April 19991) und Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe g der Kantonsverfassung vom 8. Juni 19862),
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 26. Oktober 2009
(RRB Nr. 2009/1919), beschliesst:

I.

Die Bundesversammlung wird auf dem Wege der Standesinitiative ersucht, den nachstehenden
Begehren Folge zu leisten.

1. Das Schweizerische Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 (StGB; SR 311.0) ist im folgenden
Sinne zu ändern:
In Artikel 117 StGB (fahrlässige Tötung) ist die maximale Strafdrohung von heute 3 Jahren
Freiheitsstrafe deutlich zu erhöhen (auf mindestens 5 Jahre).

2. Das Bundesgesetz über den Strassenverkehr vom 19. Dezember 1958 (SVG; SR 741.01) ist im
folgenden Sinne zu ändern:
In Artikel 104 ff. SVG oder an anderer geeigneter Stelle ist eine gesetzliche Grundlage zu
schaffen, welche die Administrativbehörden (Strassenverkehrsämtern der Kantone) berech-
tigt, der Polizei die Personalien von Personen zu melden, gegen welche ein Sicherungsentzug
des Führerausweises (vorsorglich oder definitiv) verfügt wurde.

II.

Die Parlamentsdienste werden beauftragt, diesen Beschluss einschliesslich der Botschaft der
Bundesversammlung zu übermitteln.

Im Namen des Kantonsrats
Christine Bigolin Ziörjen Fritz Brechbühl
Präsidentin Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum.

1) SR 101.
2) BGS 111.1.
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